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enthalten sei, die der Schweiz die Ausdehnung der Kontingentierung auf wei­
tere Waren verbiete, so ist darauf zu antworten, dass aus dem ganzen Verlauf 
der Verhandlungen sowie aus ihrem Inhalt und Geist sich eindeutig ergibt, dass 
eine solche Ausdehnung der Kontingentierung dem gesamten Aufbau des Ver­
tragswerks krass widerspricht, wie mit zahlreichen Argumenten eindeutig 
belegt werden kann.

Jedenfalls wird deutscherseits ausdrücklich erklärt, dass sich die Reichs­
regierung wegen der Vertragsverletzung alle Massnahmen vorbehält.

3) Die Reichsregierung hat der Schweizerischen Regierung bereits am 
16. November d. J. den Vorschlag wegen alsbaldiger Aufnahme von Verhand­
lungen über ein neues Abkommen übermittelt. Sie muss darauf bestehen, auf 
diesen Vorschlag bald eine bündige Antwort zu erhalten. Die Mitteilung des 
Herrn Direktor Hotz im «Gemischten Ausschuss», dass die Zeit für die Wie­
deraufnahme der Verhandlungen wegen der handelspolitischen Lage der 
Schweiz nicht günstig sei, kann als eine solche A ntw ort nicht betrachtet wer­
den. Vielmehr verlässt sich die Reichsregierung auf die in Art. IV der Sonder­
vereinbarung vom 1. Oktober 1943 festgelegte beiderseitige Willensmeinung, 
dass es rechtzeitig vor dem A blauf der Geltung der Sondervereinbarung zu 
einer neuen vertraglichen Regelung unserer W irtschaftsbeziehungen kommen 
muss.

4) Deutscherseits kann kein Zweifel darüber gelassen werden, dass eine Be­
einträchtigung der deutschen wirtschaftlichen Interessen, wie sie durch die von 
der Schweiz unter dem Druck der Feindmächte eingenommene Haltung beab­
sichtigt ist, keinesfalls hingenommen werden kann. Es muss auch mit allem 
Ernst daraufhingewiesen werden, dass eine solche Entwicklung der Dinge auch 
wirtschaftliche Nachteile für die Schweiz mit sich bringen w ürde2.

2. Sur les négociations économiques germano-suisses, cf. le procès-verbal de la séance du 
11 décembre 1943 (E 7110/1973/135/46).
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Le Ministre de Suisse à Vichy, W. Stucki, 
au Chef du Département politique, M. Pilet-Golaz1

RP  Nr 24 Vichy, 8. Dezember 1943

Um Ihnen einen zusammenfassenden Bericht über die Entwicklung der hie­
sigen Krise zu geben, knüpfe ich an meinen Bericht über die Ereignisse des

1. Pilet-Golaz a mis ce rapport en circulation parmi ses collaborateurs le 10 décembre. Lors de
la séance du Conseil fédéral du 10 décembre, le Chef du Département politique a communiqué 
à ses collègues quatre télégrammes (non reproduits) expédiés par la Légation de Suisse à Vichy 
du 5 au 7 décembre.
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13. November. Die Deutschen hatten damals Marschall Pétain mitgeteilt, sie 
könnten vorläufig die Publikation seines Verfassungsaktes nicht gestatten. 
Eine definitive Antwort wurde für die nächsten 48 Stunden in Aussicht gestellt. 
Diese definitive Antwort liess aber genau drei Wochen auf sich warten und 
wurde letzten Samstag durch Botschafter Abetz dem Marschall in Form eines 
von Aussenminister Ribbentrop im Namen des Führers an den Marschall ge­
richteten Briefes überbracht. Dieser Brief ist in sehr «rüdem » Ton gehalten 
und teilt kategorisch mit, dass die Besetzungsmacht im Interesse der Sicherheit 
ihrer W ehrmacht nicht zulassen könne, dass der Verfassungsakt publiziert und 
damit diejenigen Kreise wiederum zu Macht und Ansehen gelangen würden, 
die Deutschland den Krieg erklärt hatten und die in ihrer Mehrheit scharf gegen 
jede Zusammenarbeit eingestellt seien. Der Brief enthält aber im weitern 
schwere Vorwürfe gegen den Marschall und seine Politik. Es wird ihm vorge­
halten, er suche sich den Weg zu ebnen für den Fall einer Alliiertenlandung in 
Frankreich, er tue nichts gegen den zunehmenden Terror in seinem Lande, 
seine Umgebung durchkreuze bei jeder Gelegenheit die Politik des Regierungs­
chefs Laval, die Unruhe im Lande sei so gross geworden, dass immer mehr 
auch Angehörige der deutschen W ehrmacht direkt betroffen würden. So könne 
dies nicht weitergehen und Deutschland sei gezwungen, vermehrte Garantien 
für eine wirklich loyale Zusammenarbeit zu verlangen. Ohne dass bestimmte 
Personen im Briefe selbst genannt worden wären, verlangt dieser, dass der 
Marschall in seiner Umgebung personelle Änderungen vornehme und dass in 
der Zusammensetzung der französischen Regierung Änderungen vorgenom­
men würden, die Deutschland vermehrte Garantien geben. 2

2. W. Stucki expose ensuite longuement les discussions entre Pétain, Laval et les autorités 
allemandes.
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Le Département politique à la Délégation économique suisse à Londres 

Copie d ’expédition
T  Bern, 9. Dezember 1943, 11 h. 30

Nummer 1302. Für Professor Keller.

Euer 1185 Finanzabkom m en1. Nach Beratung mit Direktorium N ational­
bank sind wir in der Lage folgendes mitzuteilen:

1. Nationalbank kann nicht umhin nochmals hervorzuheben, dass sie nach 
ihrer Ansicht der Bank of England durch die Hereinnahme blockierten Goldes 
in Canada zumal bei Zahlung für Drittländer ausserordentlich weitgehend ent-

1. Cf. ci-dessus, N ° 48; cf. aussi E 7110/1976/134/61.
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